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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 25. Juni 1862. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Paris, 23. Juni. Die „Patrie“ verſichert, daß Admiral Jurien 
de la Graviere, mit einer wichtigen Stellung betraut, nach Mexiko 
zurückkehren werde. General Lorencez beſetzte am 14. Mai, vollſtändig 
verproviantirt, Amozoc. 

Paris, 24. Juni. Der heutige „Moniteur“ ſagt, daß nach Be⸗ 
richten aus Waſhington vom 9. d. Mts. keine weitere Nachricht von 
einem Angriffe auf Puebla daſelbſt eingetroffen war; man dürfe daher 
annehmen, daß das Gerücht von dem Rückzuge der Franzoſen nach 
Veracruz falſch ſei. 

In der Legislativen wurde die Steuer auf Luxuspferde und Wagen 
verworfen und an die Commiſſton zurückgewieſen. 

Turin, 24. Juni. Ein Schreiben Crispi's im „Diritto“ demen⸗ 
tirt die Nachricht, daß Garibaldi ſeine Demiſſion als Präſident des 
Emancipations⸗Vereins gegeben habe und fagt, die Unbeſtändigkeit ſei⸗ 
nes Domicils habe Garibaldi nur genöthigt, Crispi mit der Reprä⸗ 
ſentation zu beauftragen. 

Ein königl. Decret verfügt die Schließung der Univerſität zu Pavia. 

Die „Italia“ behauptet, daß die Franzoſen die Provinz Viterbo 
räumen werden. 

Kaſſel, 24. Juni. 
ßiſchen Truppen iſt bei der 
gekommen. Die Weſtfäliſche 
transport wieder frei. 

Dresden, 24. Juni. Die erſte Kammer genehmigte bei der in 
heutiger Sitzung ftattgefundenen Schlußabſtimmung, übereinſtimmend 
mit dem Beſchluß der zweiten Kammer einſtimmig den Beitritt Sach⸗ 
ſens zum deutſch⸗franzoͤſiſchen Handelsvertrage. 

amburg, 24. Juni. Der heutige „Hamburger Correſpondent“ meldet 


aus Kopenhagen vom geſtrigen Tage, daß im Monat September in der 
Dannervirke⸗Stellung Yen Truppenanſammlung von 12 Infant.⸗Bataillonen, 


3 Kavallerie⸗Regimentern, einem Artillerie⸗Regiment und einer Ingenieur: 
Abtheilung, zuſammen in einer Stärke von 8000 Mann ſtattfinden werde. 

ien, 24. Juni. Die heutige. „Donauzeitung“ verſichert mit Beſtimmt⸗ 
heit, daß Unterhandlungen wegen einer Verbindung des Königs von Portu⸗ 
gal mit einer öſterreichiſchen Prinzeſſin nicht ſtattgefunden haben. 

Die „Köln. Ztg.“ bringt noch folgende, jetzt jedenfalls antiquirte Depeſche 
aus Kaſſel, 21. Juni. Der Kurfürſt hat beim Bundestage in Frankfurt 
gegen den Einmarſch der preußiſchen Truppen in den Kurſtaat proteſtirt. 
Die Abreiſe des Kurfürſten ift verſchoben worden. In den Regierungs⸗ 
kreiſen herrſcht eine außergewöhnliche Regſamkeit. Der Landſyndicus Dirks 
iſt angewieſen, die Landſyndicats⸗Geſchäfte zu übernehmen. Die Miethräume 
der erſten Kammer ſind gekündigt worden. 


Preußen 

Berlin, 24. Juni. [Amtliches.] Se. Mai. der König haben 
allergnädigſt geruht: dem kaiſerl. öſterreichiſchen Bevollmächtigten bei 
der Bundes⸗Militär⸗Commiſſion zu Frankfurt a. M., General: Major 
Freiherrn Rzikowsky v. Dobrſchitz, den königl. Kronen-Orden 
ter Klaſſe mit dem Stern, dem Oberſten der Kavallerie und Stall⸗ 
meiſter Sr. Maj. des Königs von Würtemberg, v. Hamel, den kgl. 
Kronen⸗Orden 2ter Klaſſe, fo wie dem kaiſerl. öfterreichifchen Ober⸗ 
Lieutenant im 13. Feldjäger⸗Bataillon und Adjutanten des Bevoll⸗ 
mächtigten der Bundes⸗Militär⸗Commiſſion, Veith, und dem kaiſerl. 
öſterreichiſchen Unter⸗Lieutenant im 74. Linien⸗Infanterie-Regiment und 
Adjutanten beim Ober⸗Commando der Bundestruppen in Fraukfurt 
a. M., Freiherrn v. Berg, den königl. Kronen⸗Orden Ater Klaſſe zu 
verleihen. . . 

iri des Muſikvereins in Bielefeld, Muſiklehrer Ludwig 
3 A bis Prädikat ö uoireior" verliehen worden. (St.⸗A.) 

A Berlin, 24. Juni. Die „Kreuzz.“ weiſt heute auf einen 
Artikel der „Köln. Ztg.“ hin, in welchem dargelegt wird, daß der ge⸗ 
mäßigtere Theil des Abgeordneten⸗Hauſes nur 3—4 Millionen vom 
Militärbudget ſtreichen will (ogl. auch den K.-Artikel in der geſtrigen 
Morgennummer der „Bresl. Ztg.“). Die „Kreuzz.“ bringt hierzu 
folgende ſtaatsmänniſche Weisheit, welche man jedoch ſehr geneigt iſt, 
mit dem vollen Gegentheil zu bezeichnen. Sie ſchreibt nämlich: „Es 
iſt in der That eine großartige Meinung, wenn man glaubt, 
daß die Regierung dies acceptiven könnte. Wenn der Kriegsminiſter 
mit vier Millionen weniger fertig werden könnte, ſo wäre es doch 
wirklich unverantwortlich, daß er dieſe vier Millionen überhaupt ver⸗ 
langt hat; wenn er aber ſolch eine Summe nach reiflicher Ueberle⸗ 
gung fordert, ſo iſt auch klar, daß er ſie eben nicht entbehren 
kann. Das muß den Herren Abgeordneten in der Budget⸗Commiſſion 
immer wieder geſagt werden.“ Nun da wollen wir den Herren von 
der Kreuzzeitungspartei aus Dankbarkeit auch Etwas ſagen. Der Herr 
Kriegsminiſter forderte bisher noch 2½ Millionen mehr, wahrſcheinlich, 
weil er ſie „nicht entbehren“ konnte; nun erklärte ihm aber der 
Finanzminiſter: es müßten mindeſtens 2% Millionen vom Mili⸗ 
täretat abgeſetzt werden, und ſiehe da, der Herr Kriegs— 
miniſter wurde mit 2% Mill. „weniger fertig“, ohne daß die „Kreuz: 
zeitung“ die frühere Forderung für „unverantwortlich“ erklärt hätte. 
Nun wollen wir der „Kreuzztg.“ noch etwas ſagen und wir wollen 
ſie ſpäter daran erinnern, daß wir es am 24. Juni d. J. geſagt ha⸗ 
ben. Der Hr. Kriegsminiſter wird ſehr froh ſein, wenn ihm nicht 
mehr als 3—4 Mill. geſtrichen werden; er wird auch mit 3—4 Mill. 
„weniger fertig“ werden; er wird auch 3—4 Mill. „entbehren“. 
Wir haben gar nichts gegen die Ausdrücke der „Kreuzztg.“, daß der 
Kriegsminister „fordert“ oder „verlangt“; warum ſoll er nicht 
„fordern“? Aber das Abgeordnetenhaus hat zu bewilligen oder 
zu verweigern — und das iſt, wie uns wohl die „Kreuzztg.“ die 
Güte haben wird, einzuräumen — etwas wichtiger, als das Fordern 
und Verlangen. In hohem Grade aber lächerlich iſt es, wenn die 
„Sternztg.“, indem ſie einen ihr genehmen Artikel der Schleſ. Ztg. 
citirt, wieder einmal mit einem „Conflicte droht“. Albernheit! Das 
Abgeordnetenhaus ſteht vollkommen auf dem Boden der beſchwornen 
Verfaſſung und des Geſetzes, wenn es eine Mehrausgabe auf irgend 
einem Gebiete verweigert. Kaffe man uns endlich mit fo lächerlichem 
Gebahren in Ruhe! 

Berlin, 24. Juni. [Vom Hofe) Se. Majeftät der König 
empfingen am Sonntag Morgen auf Schloß Babelsberg den Gene⸗ 
ral⸗Feldmarſchall Freih. v. Wrangel, und den mit der Führung des 
4. Armee⸗Corps beauftragten Generallieutenant und General⸗Adjutan⸗ 
ten v. Bonin. 3 } 

— Se. Majeſtät der König tranken den Thee bei Ihrer Majeftät 
der Königin Wittwe in Sansſouci. 

— Der Staatsminister a. D. Graf v. Schwerin wird in dieſen 
Tagen aus dem Bade Kiſſingen hier eintreffen, und ſeinen Sitz im 
Abgeordnetenhauſe einnehmen. 


Ein Proteſt gegen den Einmarſch der preu— 
veränderten Sachlage nicht zum Vollzuge 
Bahn iſt feit geſtern Abend für den Güter: 


D 


K. C. Berlin, 24. Juni. [Das Geſetz über die Stempelmarten.] 


Im Hauſe der Abgeordneten iſt der Bericht der Commiſſion für Handel und 
Gewerbe über den Geſetzentwurf wegen Anfertigung und Verwendung von 
Stempelmarken erſchienen. Ref. iſt Abg. Neide. Mit Ansnahme einiger. 
Veränderungen in den Strafbeſtimmungen ($ 4) und eines Zuſatzes, der 
die Dauer dieſes Geſetzes auf fünf Jahre beſtimmt, beantragt die Commiſſion 
unveränderte Annahme. 


Die Diskuſſion hat namentlich die Frage betroffen, 
ob ſofort im Geſetze ſelbſt die Ausdehnung, Weiſe und Zeit der Anwendung 


der Stempelmarken feſt beſtimmt werden müſſe, oder ob (wie die Regierung 
will) nur die facultative Ermächtigung des Finanzminiſteriums zur Einfüh⸗ 


rung der Stempelmarken ausgeſprochen und ihm zugleich die Feſtſtellung der 
Modalitäten überlaſſen werden ſoll, ähnlich wie es in § 3 des Geſetzes vom 
21. Dezember 1849 wegen Anfertigung von Portomarken heißt: „Die Poſt⸗ 
verwaltung hat die Anfertigung und den Verkauf von Stempeln einzuleiten, 
mittelſt deren durch Befeſtigung auf dem Briefe das Frankiren von Briefen 
nach Maßgabe des Tarifs bewirkt werden kann. Die weiteren Anordnungen 
wegen Benutzung ſolcher Stempel, ſo wie wegen des dabei zu bewilligenden 
Rabatts, hat die gedachte Verwaltung durch ein Reglement zu treffen.“ 
Allgemein ift die Ueberzeugung hervorgetreten, „daß die Verwendung von 
Stempelmarken auf den Verkehr mit Wechſeln oder anderen ſtempel⸗ 
pflichtigen Handelspapieren nicht allein eingeſchränkt werden könne; 
das vorherrſchende Bedürfniß auf dieſem Gebiete laſſe ſich nicht ver⸗ 
kennen; eben jo wenig könne aber die Exiſtenz eines ſolchen Bedürf⸗ 
niſſes außerhalb der Grenzen dieſes Feldes abgeleugnet werden; bei einer 
großen Anzahl von ſtempelpflichtigen Schriftſtücken werde die Verwendung 
von Stempelmarken an Stelle des Stempelpapiers einer ſchwer empfundenen 
ee abhelfen“, z. B. bei Eingaben an Behörden, Quittungen als 
Rechnungsbeläge, Makler⸗Atteſten, Auctions⸗Protokollen, Notariats⸗Urkunden, 
Wechſel⸗Proteſten, Ausfertigungen behördlicher Verhandlungen u. ſ. w.; na⸗ 
mentlich iſt die Anwendbarkeit von Stempelmarken auf (nicht blos auslän⸗ 
diſche, ſondern auch) inländiſche Wechſel dringend befürwortet. Für die obli⸗ 
gatoriſche Regelung der Modalitäten gleich im Geſetze ſelbſt iſt geltend ge⸗ 
macht: „Die Sicherheit des Verkehrs gebiete es, dauernde Normen aufzu⸗ 
ſtellen, welche von keinem Wechſel in der Verwaltung berührt und erſchüttert 
werden könnten. Dem entgegen räume der § 2 dem Finanzminister die uns 
begrenzte Macht ein, über dieſe Frage jetzt und künftig zu entſcheiden. „Da⸗ 
mit ſei ermöglicht, daß je nach dem wechſelnden Urtheile der jedesmaligen 
Finanz⸗Ver waltung heut dieſe, morgen jene Anordnung getroffen werde. Ein 
ſolches Schwanken des Rechtszuſtandes auf dem Gebiete der Stempel⸗Geſetz⸗ 
gebung vertrage ſich nicht mit dem Intereſſe des Verkehrs. Dieſe Beſtimmung 
ſei auch um ſo gefährlicher, als dadurch ſelbſt die künftige geſetzliche Regelung 
der Frage ausgeſchloſſen werde. Der Finanzminiſter erhalte durch das 
Geſetz die Befugniß, nicht nur über den Umfang, Art und Zeit der Ver⸗ 
wendung der Stempel⸗Marken, ſondern auch darüber Beſtimmung zu treffen, 
in welchen Apoints die Marken ausgegeben werden ſollen und ob auf einem 
Schriſtſtücke behufs Entrichtung des dafür zahlenden Stempelſteuer⸗Betrages 
die Verwendung der Marken in einem oder mehreren Stücken erfolgen könne. 
Um dieſe einmal erlangte Befugniß ſich nicht ſchmälern zu laſſen, werde der 
Finanzminiſter natürlich jedem Beſtreben, der Frage durch ein Geſetz eine 
feſte Geſtaltung zu geben, entgegentreten.“ Daß es ſich um einen Verſuch 
und erſt zu machende Erfahrungen handle, iſt dabei anerkannt; doch ſchließe 
das die geſetzliche Regelung der Hauptmodalitäten nicht aus. Es iſt daher 
amendirt: „Die Verwendung von Stempel⸗Marken erfolgt: 1) zu allen 
ſtempelpflichtigen Schriftſtücken, die einem feſten Stempelanſatze nach dem 
Geſetz vom 7. März 1822 unterworfen ſind, 2) zu allen in⸗ und ausländi⸗ 
ſchen Wechſeln.“ — Seitens der Regierung iſt dagegen erklärt: „Die Zu⸗ 
läſſigkeit der Verwendung von Stempel⸗Marken zu inländiſchen Wechſeln 
ausdrücklich auszuſprechen, würde ſie einer Verwerfung des ganzen Geſetzes 
gleich achten. Mit Ausnahme der durch eine hohe Strafe geſchützten Ver⸗ 
wendung von Pennymarken in England ſei die Verwendung von Marken 
für inländiſche Wechſel in Frankreich, England und Belgien nicht zu⸗ 
gelaſſen, und es könne der preußiſchen Finanz⸗Verwaltung, welche mit 
dieſer Einrichtung erſt beginne, nicht zugemuthet werden, darin weiter 
zu gehen, als jene Handels = Staaten, bei welchen die Anwendung 
von Marken ſchon ſeit Jahren beſtehe. Wenn man ſage, es wür⸗ 
den ſich für den Gebrauch von Stempel⸗Marken zu inländiſchen Wech⸗ 
ſeln unter theilweiſer Benutzung der Vorſchriften des Stempel⸗Geſetzes zur 
Sicherheit des fiscaliſchen Intereſſe geeignete Anordnungen formuliren laſſen, 
fo ſei dies weder in den genannten Staaten, noch der preuß. Finanz⸗Ver⸗ 
waltung gelungen. Der Vorſchlag, die Marke auf einem leeren Theile des 
Wechſels zu befeſtigen und durch den Acceptanten kaſſiren zu laſſen, ſei 
deshalb ungeeignet, weil dieſe Befeſtigung und Caſſation zu jeder Zeit wäh⸗ 
rend des Umlaufs geſchehen könne, ohne daß man erſehen könne, ob ſie recht⸗ 
zeitig geſchehen. Damit werde alſo das einzige für die echſel⸗Stempelſteuer 
beſtehende Schutzmittel, die Gefahr vor Strafe im Falle der Produktion des 
Wechſels vor einer Behörde, ganz verloren gehen, mindeſtens aber faſt gänz⸗ 
lich unwirkſam werden.“ Uebrigens ſei die Anfertigung von geſtempelten 
Formularen auf Grund der $$ 20 und 25 des Stempelgeſetzes vom 7. März 
1822 bereits eingeleitet, und ebenſo werde eingeleitet werden, daß für jede 
Firma, welche Formulare mit beſonderen Abzeichen in Gebrauch nehmen 
wolle, ſolche durch Vermittelung des nächſten Steueramtes von der Staats⸗ 
Buchdruckerei gegen Erſtattung der Koſten geſtempelt angefertigt würden; 
endlich werde, wie ſchon in den Motiven bemerkt, die Regierung ſich mit der 
Frage über die Zuläſſigkeit von Stempelmarken auch fernerweit beſchäfti⸗ 
gen. „Dem Vorſchlage, die Verwendung von Stempelmarken für alle 
einem Fixſtempel unterliegenden Schriftſtücke anzuordnen, laſſe ſich nicht ent⸗ 
prechen, weil für Urkunden, welche nicht zur Produktion bei einer Behörde 
beſtimmt ſeien oder nicht unter öffentlicher Autorität aufgenommen würden, 
die Garantie rechtzeitiger Verwendung fehle und damit jeder Schutz für die 
Steuer überhaupt beſeitigt werde. Wenn verlangt werde, daß die Art und 
Zeit der Markenverwendung im Geſetz ausgeſprochen werde, jo erſcheine es 
ſowohl im Nel der Finanzverwaltung als im Intereſſe des Publikums 
unſtatthaft, hierunter feſte, nur im Wege der Geſetzgebung abzuändernde Be: 
ſtimmungen zu treffen. Dergleichen Detail 8 0 in ein jederzeit nach Be⸗ 


— 


dürfniß abzuänderndes Regulativ, wie dies ſowohl für Portomarken als re⸗ 
gelmäßig für Steuergeſetze geſchehe, in welcher Beziehung nur auf das Re⸗ 
gulativ für Erhebung des Zeitungsſtempels verwieſen zu werden brauche, bei 
dem die Erfahrung gezeigt habe, daß die Möglichkeit ſofortiger Abänderung 
den Intereſſenten zum Vortheil gereiche.“ 


K. C. Berlin, 23. Juni. [Die directe Bahn von Küſtrin nach 
Berlin] ift vor ſieben Jahren für ſpätere en vorbehalten, bis zum 
Eintritt des dringenden Bedürfniſſes. Dieſer Zeitpunkt iſt jetzt gekommen 
„der maſſenhafte Verkehr, welcher ſich insbeſondere ſeit Jahresfriſt auf der 
Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen und Oſt⸗Bahn entwickelt hat, und welcher durch 
die nunmehr erfolgte Eröffnung der Bahn bis Petersburg, wie durch die 
bevorſtehende Inbetriebſetzung der Bahnſtrecke von Thorn bis Warſchau, 
ſowie ſeiner Zeit durch die ſchleſiſche Gebirgsbahn eine weitere beträchtliche 
Ausdehnung erfahren wird, läßt ſich auf der Strecke Frankfurt⸗Berlin und 
auf dem gegenwärtigen berliner Bahnhofe der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen 
Bahn ohne Benachtheiligung des Publikums und ohne Gefährdung der Be⸗ 
triebsſicherheit auf die Dauer nicht mehr bewältigen; ſchon im verwichenen 
Herbſte waren Betriebsſtockungen kaum noch zu vermeiden; tagelang mußten 
Züge außerhalb des hieſigen Bahnhofes halten, weil derjelbe je nicht auf: 
nehmen konnte. „Ueberdies fällt nach Herſtellung der Anſchlüſſe an das 
ruſſiſche und polniſche Eiſenbahnnetz der gegen 4 Meilen betragende Umweg 
über Frankfurt für den großen Verkehr zwiſchen Oſten und Weſten immer 
mehr ins Gewicht. Daß der Staat, welcher die ganze Oſtbahn von der 
ruſſiſchen und polniſchen Grenze bis nahe an die Hauptitadt bereits herge⸗ 
ſtellt hat, auch die weſtliche Schlußſtrecke, fajt den wichtigſteu und rentabel⸗ 
ſten Theil des ganzen Unternehmens, herzustellen berufen iſt, bedarf keiner 
näheren Darlegung. In der hohen Rentabiliät dieſer Strecke — pro 1860 
9 ſich das Anlagekapital der Strecke Kreuz⸗Frankfurt bereits mit 
5,92%, — findet er zugleich in etwas einen Erſaß für die Verkehrs⸗Ein⸗ 
buße auf der Strecke Berlin⸗Frankfurt⸗KAüſtrin.“ — „Der Koſtenpunkt der 
ungefähr 11 Meilen langen Bahn wird nach den vorliegenden genauen An⸗ 
ſchlägen, einſchließlich des Bahnhofes in Berlin, jedoch ausſchließlich der auch 
hier ſeitens der betreffenden Kreiſe und Gemeinden zu übernehmenden Grund⸗ 
Entſchädigung, die Summe von 5,600,000 Thlr. betragen. Die Meile wird 
demnach auf 509,091 Thlr. zu ſtehen kommen. Bis Friedrichsfelde (% Mei: 


len weit) würde die Bahn neben der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen herlaufen. 
Erhebliche Schwierigkeiten bietet die Bauausführung nicht. Die Bauzeit 
wird auf reichlich zwei Jahre anzunehmen, der Beginn des Baues aber von 
der geforderten unentgeltlichen e des Grund und Bodens auf 
der Strecke abhängig ſein.“ — Für die beabſichtigte 17 Mill.⸗Anleihe iſt der 
Zinsfuß unter den jetzigen Verhältniſſen ge 4% anzunehmen. Da die 
Staatsbahnen für das verwichene Jahr nach bzug der zur Verzinſung und 
Tilgung erforderlichen Summen (637,000 Thlr.) einen Netto⸗Uberſchuß von 
1,036,593 Thlr. aufgebracht haben und die geſammte Staats⸗Eiſenbahn⸗Ver⸗ 
waltung nach Deckung aller ihrer Verpflichtungen, insbeſondere der Zinszu⸗ 
ſchüſſe für die garantirten Privatbahnen, noch einen Ueberſchuß von 900,065 
Thlr. erzielt hat, fo würde bei weiteren gleich günstigen Ergebniſſen unter 
Hinzurechnung des für die Jahre 1862/63 auf jährlich 1 Mill. Thlr. ange: 
nommenen Zuſchuſſes aus allgemeinen Staatsfonds ein Ueberſchuß von rund 
1,900,000 Thlr. zur Verfügung ſtehen, und es werden daher die etwa nöthi⸗ 
gen Zuſchüſſe zur Verzinſung und Amortiſation der neuen Anleihe aus den 
etatsmäßigen Mitteln der Eiſenbahn⸗Verwaltung zu decken din mit andern 
Worten einer Erhöhung des gegenwärtig ſchon auf eine Mill. ermäßigten 
Zuſchuſſes aus allgemeinen Staatsfonds wird es nicht bedürfen. 
[Expropriationsgeſetz.] Die Juſtizeommiſſion des Hauſes der 
Abgeordneten empfiehlt in einem beſonderen Berichte (Ref. v. Rönne, Glo⸗ 
gau) den Antrag des Abgeordneten Rohden u. Gen. wegen Vorlage eines 
Geſetzentwurſes in der nächſten Seſſion zur allſeitigen Ausführung des Ar⸗ 
tikel 9 der Verfaſſung, nach welchem das Eigenthum nur aus Gründen des 
öffentlichen Wohles gegen vorgängige Entſchädigung entzogen oder be⸗ 
ſchränkt werden kann, einſtimmig zur Annahme. Der Antragſteller hat 
als Motive geltend gemacht: „Das dringende Bedürfniß, die Rechte des 
Eigenthums gegenüber den verſchiedenen Expropriations⸗Befugniſſen durch 
umfaſſende Beſtimmungen über die Entſchädigung und das zur Erlangung 
derſelben führende Verfahren zur Geltung zu bringen, und insbeſondere die 
wiederholten Beſchlüſſe des Hauſes, von der Regierung die geſetzliche Rege⸗ 
lung des Expropriationsrechtes des Staats im fortificatoriſchen Intereſſe zu 
erfordern, und die gegen einſchlägliche Entſchädigungs⸗Anſprüche wiederholt 
ſeitens derſelben aufgeſtellte, durch Anſprüche des höchſten Gerichtshofes un⸗ 
terſtützte Entgegnung, daß nach der beſtehenden Geſetzgebung eine Entſchädi⸗ 
gung für Eigenthumsbeſchränkungen nicht gefordert werden könne; fer⸗ 
ner das allſeitige Anerkenntniß, daß das beſtehende Rayon⸗Regulativ ſich 
als unzureichend und ungenügend, insbeſondere rückſichtlich der jetzt geſtei⸗ 
gerten Ausdehnung fortificatoriſcher Anlagen erwieſen habe; endlich vie un⸗ 
verkennbare Schwierigkeit, welche ſich der Initiative der Landesvertretung 
für die Verwirklichung dieſes Theils verbürgten verfaſſungsmäßigen Rechtes 
entgegenftellt.“ Die Commiſſion hat das Bedürfniß anerkannt und durch 
Hinweis auf den jetzigen Stand der Geſetzgebung begründet: „Daß der 
Artikel 9 der Verfaſſung auch die Abſicht habe, auf den Erlaß eines 
vollſtändigen Expropriations⸗Geſetzes hinzuweisen, wie ſolches von 
dem Antragſteller begehrt wird, hat in der Sitzung der (damaligen) erſten 
Kammer vom 10. September 1849 der damalige Juſtizminiſter bereits an⸗ 


erkannt.“ 

Stettin, 23. Juni. Zur geweſenen Marſchbereitſchaft 
ſchreibt noch die „Oſtſ.⸗Ztg.“: Die Vorkehrungen zu einem militäri⸗ 
ſchen Einſchreiten in Kurheſſen ſeitens Preußens ſcheinen eine uner⸗ 
wartete Ausdehnung erlangt zu haben. Von den Verwaltungen der 
verſchiedenen in Berlin mündenden Bahnen ſind Waggons zum Trup⸗ 
pentransport requirirt, ſo daß z. B. den mit dem geſtern von Hin⸗ 
terpommern per Extrazug nach Berlin beförderten Paſſagieren — wie 
ein Anſchlag auf dem hieſigen Bahnhofe verkündete — „in Folge der 
heute (Sonntag) eingegangenen Ordre zur Truppen⸗ Beförderung nach 
Kaſſel“ zur Rückfahrt von Berlin am Dinstag ein Extrazug nicht 
geſtellt werden kann. ’ 

Dieſe Ordres ſcheinen allerdings ergangen zu fein, ehe die letzten 
kaſſeler Vorgänge vollſtändig in Berlin bekannt waren; und vor der 
Hand iſt wohl ein Zweifel erlaubt, ob es jetzt noch zu einem militäri⸗ 
ſchen Einſchreiten ſeitens Preußens kommt. Sollte es dazu doch noch 
kommen, fo würden, wie die „Koln. Z.“ hört, alsbald öſterreichiſche 
Truppen von der anderen Seite nach Hanau einmarſchi⸗ 
ren. Vielleicht liegt eben hierin der Grund, daß die militäriſchen Vor⸗ 
bereitungen Preußens einen ſolchen Umfang erreicht haben. 


Deutſchlan d. 

Kaſſel, 21. Juni. [Das entlaſſene Miniſterium. — 
Eindruck.] Die „Fr. P.⸗Z.“ meldet: Bei der Entlaſſung des bishe⸗ 
rigen Miniſteriums iſt der Miniſter des Innern, Volmar, in den Pen⸗ 
ſionsſtand getreten. Die übrigen Mitglieder find zur Disponibilität 
geftellt, Minifter Abée mit der Würde eines Geheimen Raths. Ueber 
die Aufnahme, welche dieſes Ereigniß im Publikum gefunden, läßt ſich 
für jetzt nur ſagen, daß der Eindruck der Ueberraſchung vorherrſcht. 

Kaſſel, 23. Juni. [Landes herrliche Verfügung.] Die 
1860 Ztg.“ enthält folgende landesherrliche Verfügung v. 21. Juni 

„Von Gottes Gnaden Wir Friedrich Wilhelm der Er gt 70. lt 
verkündigen, wie folgt: 2 5 5 eee 

Es hat die hohe deutſche Bundesverſammlung in ihrer Sitzung vom 
24. Mai d. J. auf den gemeinſchaftlichen Antrag der k. k. öſterreichiſchen und 
der königlich preußiſchen 7 den Beſchluß gefaßt: 

„ie kurfürſtliche Regierung aufzufordern, unter Berückſichtigung 
der bundesrechtlich verbürgten Standſchaftsrechte der Mediatifirten 
und der Reichsritterſchaft geeignete Einleitung zu treffen, damit die 
im Jahre 1852 außer Wirkſamkeit geſetzte Verfaſſung vom 5. Jan. 
1831, vorbehaltlich derjenigen zunächſt auf verfaſſungsmäßigem Wege 
zu vereinbarenden Abänderungen, welche zur Herſtellung der Ueber⸗ 
n dee mit den Bundesgeſetzen erforderlich ſind, wieder in Wirk⸗ 
amteit trete. 

n Vollziehung dieſes Bundesbeſchluſſes, für deſſen Ausführung die von 
der e anerkannten Grundſätze: a 

„daß die ſeit dem Jahre 1852 erlaſſenen Geſetze jo lange in Kraft bleiben, 
als ſie zn einer verfaſſungsmäßigen Abänderung unterliegen,“ 
un 


daß anerkannt bundeswidrige Beſtimmungen der Verfaſſung von 1831 
welche einmal faktiſch außer Wirkſamkeit geſetzt ſind, Muh Rs erge⸗ 
tellt werden, ſondern ſuspendirt bleiben, bis ſie auf verfaſſungsmäßigem 
Is . ah 1 h find, und in der Abſi 
als maßgebend zu betrachten ſind, und in der Abſicht, den Verfaſſungs⸗ und 
Rechtszuſtand Unſerer Lande ſicher zu ſtellen und zu befeſtigen, en Dir 
38 rl Die Verse i e 5 
d 1. Die Verfaſſungs⸗Urkunde vom 5. Januar 1831 und die fol 
zu derſelben gehörigen Geſeze: Jun an; 
das Geſetz vom 25. November 1831, die Legitimation der Landſtände bes 


treffend, 
das Geſetz vom 26. Oktober 1848, die freie Wahl der Staatsdi 
a een eg j a 
as Geſetz vom 5. April 1849, die Zuſammenſetzung der Ständen . 
endlich und die Wahl der Landtags⸗Abgeordneten hen. 3 

Die Geſchäftsordnung der Ständeverſammlung vom 20. Juli 1848, treten 

mit dem Erſcheinen dieſer Unſerer Verkündigung ker den 5 den folgenden 
Paragraphen enthaltenen Beſtimmungen und Vorbehalten wieder in Wirk⸗ 
ſamkeit, und werden demgemäß die Verfaſſungs⸗Urkunde vom 30. Mai 1860 
und das Geſetz von demſelben Tage, die Wahl der Landſtände betreffend, 
hierdurch aufgehoben. h 

Inſoweit es die veränderte Organiſation der inneren Landesverwaltung 
noͤthig macht, werden Wir die zu Ausführung des Wahlgeſetzes vom 5. April 
1849 erforderlichen ergänzenden Beſtimmungen für die zunächſt vorzuneh⸗ 
menden Wahlen im Wege der Verordnung erlaſſen und in gleicher Weiſe 


itung. 


8 


1516 


leon III. — in der auswärtigen Politik — gemacht habe. (Auch die 
telegr. Nachr. beziehen ſich auf ſehr alte Vorgänge.) — Der „Conſt.“ 
erzählt, daß in der Schwadron des Garde-⸗Trains, welche 60 Freiwillige 
zur Mexico⸗Expedition ſtellen ſollte, bei der Anfrage ſich die ganze 
Mannſchaft (an 800 Mann) meldete, und daß auch in allen übrigen 
Corps ſich weit mehr Freiwillige ſtellten, als gewünſcht worden waren. — 
Der „Moniteur“ publieirt heute die beiden mit Spanien abgeſchloſſenen 
Conventionen. Die erſte ſetzt die Schuldforderungen Frankreichs an 
Spanien auf 25 Mill. Fr. feſt, welche in 3proc. ſpaniſcher Rente, zum 
Cours vom 7. Februar d. J., bei Austauſch der Ratificationen zu ent⸗ 
richten ſind. Die zweite regelt die Forderungen, welche wegen verſchie⸗ 
dener im Jahre 1823 weggenommener franzöſiſcher Schiffe vorliegen. 
— Das franzöſiſche Geſchwader an der nordamerikaniſchen Küſte ſoll 
wegen der ſteigenden Erbitterung des Nordens gegen die mexicaniſche 
Expedition bedeutend verſtärkt werden. Auf den Rath Jurien de la 
Graviére's wird man mehr Artillerie und Cavallerie nach Mexico 


— 


Berlin, 24. Juni. Die Beſeitigung des heſſiſchen Conflicts wirkt an 
der Börſe über Erwarten günſtig; die Haltung war in allen Effectengattun⸗ 
gen angenehmer. Wenngleich der Geſchäftsumfang ſo wenig als die Cours⸗ 
bewegung einen weſentlich veränderten Charakter hatte, ſo war doch die 
Stimmung in allen Zweigen des Börſenverkehrs günſtiger und jedenfalls 
die Effecten von der Stagnation befreit, in der ſie ſich ſeit geraumer Zeit 
befunden haben. In einzelnen Papieren war das Geſchäft ſelbſt nicht un⸗ 
bedeutend, namentlich in einigen leichten Speculationseffecten, u. A. auch 
in moldauer Bankactien. Oeſterr. Sachen waren, obwohl die wiener Courſe 
nicht viel günſtiger waren, doch feſter und ſelbſt höher. Gemeldet wurde 
von Wien Credit 218. 30, 217. 90, London 128 und 127, 50, Creditlooſe 
134, 133. 50, National⸗Anleihe 82. 75. Der Schluß der Börſe war übri⸗ 
gens weniger feſt, namentlich blieben für öſterreichiſche Papiere eher Ver⸗ 
käufer. Der Geldmarkt war mehr in Anſpruch genommen, jo daß bei 3 % 
wozu feinſte Disconten zu Anfange noch begeben werden konnten, ſpätern 
nicht mehr anzukommen war. (B. u. H.⸗Z.) 
PCPFPCCCCͥã ã ION NEE BEE SEES ERNANNT ³AA NTTURTELTR SA ET SWR TEE 


Berliner Börse vom 24. Juni 1862. 


für die Beſorgung der in den SS I bis 4 der Geſchäfts⸗Ordnung dem — zur 

u nicht vorhandenen — bleibenden ſtändiſchen Ausſchuſſe zugewieſenen 

eſchäfte anderweite geeignete Fürforge treffen. 
§ 2. Die nachfolgenden als bundeswidrig anzuſehenden Beſtimmungen: 

1) der § 60 der Verfaſſungs⸗Urkunde, jo weit er die Aufnahme der Ver⸗ 
pflichtung zur Beobachtung und Aufrechthaltung der Verfaſſung in den 
Dienſteid der Offiziere vorſchreibt; 

2) der § 61 derſelben, inſoweit er dahin ausgelegt worden iſt, daß die 
Verantwortlichkeit eines Staatsdieners 5 Verfaſſungsverletzungen 
auch für den Fall eintrete, wo dieſer die Verfügung einer ihm vorge⸗ 

ſetzten Behörde zur Vollziehung brachte; 

3) das Geſetz vom 26. Oktober 1848 über die Abänderung einer das Kriegs; 
weſen betreffenden Beſtimmung des $ 107 der Verfaſſungs⸗Urkunde, 
bleiben bis zur demnächſtigen verfaſſungsmäßigen Abänderung außer Wirk⸗ 
ſamkeit, namentlich kommt ſtatt des unter 3 bezeichneten Geſetzes der § 107 

der Verfaſſungs⸗Urkunde feinem ganzen Inhalte nach zur Anwendung. 

. Um bis zu der demnächſtigen verfafjungsmäßigen Feſtſtellung des 

Staatsbedarfs den Staatshaushalt vor gefahrdrohenden Störungen und die 

Staatskaſſe vor unwiederbringlichen Verluſten zu ſichern, verordnen Wir, 


. dito Prior A. 
dito Prior B. — 


daß bis zu dieſer hiernächſtigen Feſtſtellung die dermalen beſtehenden Steuern | OT 5 Ale. B. 

und Abgaben in Gemäßheit der zur Zeit giltigen geſehlicen Bestimmungen ſchicken, als nach dem anfänglichen Plane feſtgeſezt war. — Die Be⸗ . tenen 6 be 

forterhoben werden. richte über die Ernte-Ausſichten lauten in Folge der anhaltenden Regen: | Stage Au v. 1480, 52) alto C Wet 151%, ba. 
= 15% 


52/4 
$ 4. Die feit dem 4. September 1850 bis zum Eintritte der Verfaſ⸗ 2 


ſungs⸗Urkunde vom 13. April 1852 ergangenen propiſoriſchen Geſetze, deren gäſſe wegen ſehr ſchlecht 


Beſeitigung den gleichzeitigen Erlaß anderweiter Vorſchriften im verfaſſungs⸗ merit a. Stants-Schuld-Bch.... 2% 80 K. bar 210 Frier . 
mäßigen Wege erfordert, ſollen mit den von Uns für erforderlich zu 5 Aus Buenos Ayres erfährt man durch die neueſte Poſt, daß die neue Präm.-Aul. von 1868 4 ie Sk . — 18 nr 


Barliner Btndt-Obl. . eito Prior V.. -- 


tenden Aenderungen demnächſt Unferen getreuen Ständen zur verfaſſungs⸗ | Provinzial: Gefeggebung am 1, Mai durch eine Regierungs⸗Botſchaft eröff⸗ 


mäßigen Zuſtimmung vorgelegt werden, und bleiben einſtweilen in unver⸗ . 


8 | to Ai 4 


Oppela-Tarnow. 


net wurde, die von mehr als gewöhnlichem Intereſſe war. Es ging daraus Prinz-W, (St.- V.) 4 | 4 [53% ba. 


änderter Wirkſamkeit. hervor, daß die Lage des Landes gedeihlich fei, und die Inſtallirung des] |Pommersche . 7 2. Bheinische ..... 493, be 
$ 5. Wir werden die unter der Herrſchaft der Verfaſſungsgeſetze vom | nationalen Congreſſes wurde auf den 25. Mai angekündigt. Die franzöſi⸗ e mais sr 5 eee e eee 
13. April 1852 und 30. Mai 1860 ergangenen geſetzlichen Erlaſſe einer Re⸗ ſchen Forderungen find in Ordnung gebracht, und die Zahlung wird in] 2 0 dito lil. Eu. — 448 J da. 
veviſion unterwerfen und für diejenigen, deren Beſeitigung erforderlich er⸗“Staatspapieren ſtattfinden, die 6 pCt. jährlich tragen. Ueber Roſas iſt das * | dito neue 4 Bhein-Nahebahn | --- 7 32½ bz. 
ſcheint, Geſetzes⸗Entwürfe zu deren Abänderung Unſeren getreuen Ständen Todesurtheil ausgeſprochen worden. 31,500 Pfd. find in der Bank zum un Meant. Buhrort-Orofald. 4 % 0 ba. 
vorlegen laſſen. FE Bau von Schulen vorhanden und eine Summe von 9300 Pfd. iſt zu ihrer | 8 |Pommsrsche . Thüringer . 6 l 
$ 6. Zugleich iſt es Unſer Wille, daß diejenigen landesherrlichen Ver⸗ Inſtandhaltung da. Der Verkauf und die Verpachtung von Staatsländereien & jPosenschs Wühsims-Baln | 453 B. 
ordnungen, welche geſetzliche, mit landſtändiſcher Zuſtimmung ergangene, An: brachte im vergangenen Jahre 62,000 Pfd. Mr. Thornton iſt nach Buenos] N e e ee 
ordnungen und Beſtimmungen beſeitigt haben, der Ständeverſammlung dem⸗ Ayres von Paraguay zurückgekehrt, wo er alle zwiſchen jenem Lande und 8 |Sächsische.... Per . 49 92% G. 
nächſt zur verfaſſungsmäßigen Zuſtimmung über deren Fortbeſtehen oder Ab⸗ England ſchwebenden Streitigkeiten zur allgemeinen Zufriedenheit ausgegli- | *' LSchtosischo . dito dito — 8 4 ba. 
änderung vorgelegt werden ſollen. chen hat. Der Präſident hat ein Dekret erlaſſen, worin er den Andau von gerammen un, 6% 6 
$ 7. Wegen Einberufung der Ständevetſammlung werden Wir als⸗ Baumwolle anbefiehlt, da ſich Paraguay für ſolche Pflanzungen im hohen ——.— . —— — Eu, ‚und ausl.. Bauk-Aotion. 
bald weitere Anordnung treffen, damit die durch den oben verkündigten Bun⸗ Grade eignet. Von den Eiſenbahuen werden 12 Meilen ſchon befahren und Ausländische Fonds, Beil. 
desbeſchluß vorbehaltene Berückſichtigung der bundesrechtlich verbürgten Stand⸗ noch 12 find beinahe fertig. Die Regierung beabſichtigt, 4 Dampfer monat: | Oosterz. Motel. ... f 55% & % bs. Borl. K.-Voroin. 4 4 116% B. 
ſchaftsrechte der Standesherren und der Reichsritterſchaft baldthunlichſt ihre lich zwiſchen Montevideo und Afjumption fahren zu laſſen, welche Buenos] de gen 10g, 20 ce, baum Bes 3 
Erledigung finde. 5 ß l ' Ayres und dazwiſchen liegende Häfen anlaufen werden. Die Dürre war] dito Nat. Anleihe. 5 64% 4 65 ba. B 7 N o etw. bz 
Urkundlich Unſerer Allerhöchſteigenhändigen Unterſchrift und des beige: dieſes Jahr allgemein und hat ſchwere Verluste verurſacht. Grasfutter iſt ankn, n. Wh. — 79% ba u B. Bromer „ 410 6. 
drückten Staatsſiegels gegeben zu Kaſſel 8 21. N ſehr ſelten, aber Schafe haben weniger als andere Viehgattungen gelitten. | a e Auleine ..| 6 1% 5 rar 
riedri ilhelm. P ::: . — dito pom. Sch.-G bl. 483% B 5 0 2 Ante be 
Vt. von Dehn⸗Rotfelſer. Vt. Pfeiffer. Breslau, 24. Juni. [Marktverkehr.] An dem am 23ſten d. Mts.] eoin. Plandbriefe . 4 8 — An IN 1 n ren 
Ve von Oſterhauſen. Vet. Stiernberg. bierorts ſtattgehabten Johanni⸗ Roß⸗ und Viehmarkte waren zum Verkauf „ t 20 Fl.. . bau. ä 4 4 Keikt ba un 
Kaſſel, 23. Juni. [Die Aufregung der Bevölkerung! aufgeſtellt: circa 1000 Stück Pferde, worunter 30 junge Pferde, 296 Stüd| "ai 3 300 El., 885% l. Geraer Bank... 91 32 50 e 
ler und, Bri lge, i 2 l ich, Ochſen, 261 Stüd Kühe, 39 Stück Kälber, 2 Stück Ziegen, 4 Stück Cjel| due 4 250 1.5 6. Hamb. Mrd. aan] 6 4 4% B. 
hi er und, Briefen zufolge, im ganzen Lande iſt ungeheuer. Endlich, und 577 Stück Schweine. Poln, Pankugten . 87 ½ be. 5 ge RE 
endlich hatte man geglaubt, mit preußiſcher Hilfe jenen Zuſtand los] Gute Wagen: und Cuzuspferde wurden mit 150 bis 400 Thaler, tüch⸗“ eln 8 T — 3217. B. — — 2% 1ſt d. 
zu fein, welcher ſeit Jahrzehnden das geſammte öffentliche Leben vers tige Acker⸗ und Zugpferde mit 70 bis 150 Thaler, die übrigen von geringerer Letien-0 - |Euxembre, „ | 10 | A c etw. bz 
kehrte, und nun wird gerade der Mann an die Spitze berufen, welchen] Tauglichkeit mit 19 bis 70 Thaler das Stück bezahlt, im Allgemeinen aber Die, rt a 
%% %% / /// . 

U 5 4 ‘ I; a sch.-Düssoid,..| ar: 5 bz, aster, .-. 7% 6 Jes a 86 4 86%, b 
den eigentlichen Träger jenes Regime zu betrachten hat! Es ſtellt ſich Geſchäft bezüglich des Rindviehes, insbesondere wurden Ochſen geſucht und] Arch-Mastricht. . Kim be 8282ͤ ale RD" 
| immer deutlicher heraus, daß Wiegand und Lohberg dupirt find. Letz⸗ dieſe mit 50 bis 90 Thaler, Kühe dagegen mit 30 bis 60 Thaler das Stück] Barg Arete 0 4 0, . Behl. Bank-Ven. J Allan bee 
teren bat daher, als er geſtern zum Dienſtthun als Generaladjutant | bezahlt. - 4 . 5 Berlin-Anhalter „| 84} 4 |140 br Thüringer Bank 2 4 % G 
nach Wilhelmshöhe befohlen wurde, wo der Kurfürſt die bisherigen] Von den vorhandenen 577 Stück Schweinen wurden 250 Stück abgeſetzt, Ben ora ach. 4 133%, br eee A 
| und die neuen Miniſter bei ſich zur Tafel hatte, ſich krank melden] und ſolche mit 4 bis 32 Thaler das aar bezahlt, bes in Staedte % 4 |130 b. el-Course. 

! NN 5 . ee Br He, Breslau, 25. Juni. [Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: SHeiligegeiit | Broslau-Frelbrg. #4 | 4 |124 bz. 10 T.143Y, ba 
laſſen. Den Herren Wiegand ꝛc. ward nicht die geeingſte Mittheilung] Straße Nr. 3 ein brauner Tuchrock mit Ramelot gefuttert, ein Paar braune ee eee e 2 . % ba 
| gemacht, daß auf fie nicht mehr reflectirt werde. Gegen den Inhalt] Sommerhojen und drei Stück Schlüſſel; Reuſcheſtraße Nr. 38 zwei Stück] Lace. Borbach. 0 4 l , „ . K bon Da 
N dieſes Erlaſſes iſt für fi; nichts zu erinnern; man hört ſogar mit | dunkelgrüne ſeidene Regenſchirme. a e eee 14 . 427 4 J K. 2% ba 
einiger Beſtimmiheit, daß derſelbe wörtlich mit dem von Hrn. Wiegand] Gefunden wurde: n ee (Vol.⸗Bl.) Haf- Lade. 4. 771 A 120 etw. be ud. Brio 5 
| vorgelegten Entwurf übereinftimme; der bevorſtehende heftige Streit| Liegnitz, 21. Juni. [Berjonalien,] Der bisherige Appell⸗Ger.⸗ daten ene % 4 7,8 57% ba 1 K. 
mit den Ständen iſt aber mit Rückſicht auf die Perſönlichkeit der Mi⸗ Auskultator Frhr. v. Senden⸗Bibran ward zum Reg.⸗Referendar ernannt.] Neisse Briager, 314] 4 [121% B 
N 2225 r . Der Feldmeſſer H. Weber in Glogau ward zum Verm.⸗Reviſor ernannnt.] Niederschles 4 4A b 185 
ſer S 9 3 N 

| niſter bereits mit Gewißheit vorherzuſehen. (D. A. 3.) Es wurde beſtatigt: Die Wahl des Tuchmachermeiſters Mießler in Seiden Norge 4 %% „ bu tm NM. . . . K.. 7% be. 
Weimar, 22. Juni. [Militär⸗ Vertrag.] Der „Leip⸗f berg zum Rathmann daſelbſt, die Vocation für den Lehrer J. Rachfahl zum] "dito Prior....] — [as en e Wen 0 * 9975 1 
9 ziger Zeitung“ wird geſchrieben: „Aus zuverläffiger Quelle bin ich 2, Lehrer an der kath. Stadtpfarrſchule in Schömberg, für den Lehrer und] Oberschies. A. „ Tale Ii % be. Bremen 8 TI ba 

Kirchenofficianten A. Egewarth in Lawaldau, Kreis Grünberg, zum kathol. 


in den Stand geſetzt, Ihnen mitzutheilen, daß die zwiſchen der hieſigen 
und der königlich preußiſchen Regierung obſchwebenden Verhandlungen 
h wegen Abſchlnſſes eines Militärvertrags nach den Muſtern der von 
Preußen mit Gotha, Altenburg und Waldeck abgeſchloſſenen Conven⸗ 
tionen, nachdem fie 100 ſeit längerer Zeit ohne reges Intereſſe von 
deiden Seiten fortgeführt worden waren, in jüngſter Zeit definitiv ab: 
gebrochen worden ſind.“ g 
Italien. 
Turin, 21. Juni. [Garibaldi und die Aktionspartei. 
— Aus Rom. — Montanelli +] Sehr ernſt nimmt man den 
Zwieſpalt zwiſchen Garibaldi und der Aktionspartei. Die einſichtsvoll⸗ 
0 ſten Männer dieſer letzteren ſelbſt wollen übrigens eine ſolche Trennung, 
fo weit fie auch ſchon gediehen fein mag, gar nicht als ernſtlich mög: 
ö lich gelten laſſen. Sie wirken ſogar mit allen Kräften darauf hin, 
daß vor Allem eine vollſtändige Verſöhnung zwiſchen der Regierung 
und Garibaldi ſtattfinde. Mordini und Criſpi waren erſt kürzlich wie⸗ 
Deer in dieſer Abſicht bei Garibaldi in Belgirate geweſen, und es heißt 
| ſogar, der König habe Garibaldi an den Ufern des Lago Maggiore 
96 (Vergl. die telegr. Nachricht.) — Briefe aus Rom melden, 
daß Cardinal Morlot beauftragt ſei, dem Kaiſer viel Freundliches im 
N Namen des Papſtes zu fagen und zu erklären, Se. Heiligkeit habe es 


Lehrer, Glöckner und Küſter daſelbſt, für den Lehrer A. Breiter zum Lehrer Berlin, 24. Juni. Weizen loco 65—80 Thlr. nach Qualität, 
der 1. Knabenklaſſe und Chor⸗Dirigenten an der kath. Stadtpfarrſchule und] feiner weißer thorner 78% Thlr. ab Kahn bez. — Roggen loco 80— 
Kirche in Liegnitz, für den Adjuv. R. J. H. Reimann aus Polsnitz zum] Slpfd. 52% Thlr., 80pfd. 52 —52 Thlr. ab Bahn bez., pr. Juni 52774 — 
Lehrer an der evang, Stadtſchule in Bolkenhain, für die an der ev. Haupt: 504 —51½ Thlr. bez. und Br., 7 Thlr. Gld., © i 
Elementarſchule in Lauban aus der 4, 5. und 6. Lehrerſtelle in die 3., 4.] Thlr. bez. und Br., 49% Thl i 
und 5. Stelle beförderten Lehrer K. A. G. Schnabel, K. G. R. Kramer und Br., 48% Thlr. Gld., Aug.⸗Septbr. 49% —49 Thlr. bez. Septbr.⸗Oltbr. 
H. Friederici. u a 4948 / Thlr. bez. und Gld., 49 Thlr. Br. Oktbr.⸗Nopbr. 49—48 7 
Verliehen: Dem Kreisgerichts⸗Direktor Stilcke zu Görlitz ift der Charak-] Thlr. bez. und Br., 48% Thlr. Gld., Novbr.⸗Dezbr. 48, —48 Thlr. bez. 
ter als Geheimer Juſtiz⸗Rath allerhöchſt verliehen worden. — Uebertragen:] und Gld., 48% Thlr. Br. — Gerſte, 11715 und kleine, 34—38 Thlr. pr. 
Dem Kreisgerichts⸗Rath Haslinger iſt mit Vorbehalt des Widerrufs die P ) £ 
Funktion als Dirigent der zweiten Abtheilung bei dem Kreisgericht zu Glo⸗ ab Bahn ber Lieferung pr. Juni und Juni⸗ 
gau übertragen worden. — Befördert: Der Gerichts⸗Aſſeſſor Koſſäth zum] Aug. 24% Thlr. bez., e 
Kreisrichter bei dem Kreisgericht zu Liegnitz mit der Funktion als Gerichts: | Br., Okt.⸗Novbr. 25 Thlr. Br. Novbr⸗Dezbr. 25% Thlr. Br. — Erbſen, 
Kommiſſarius in Parchwiß. Der Appellations⸗Referendarius Neumann zu Koche und Futterwaare 5056 Th 
Glogau zum Gerichts⸗Aſſeſſor. Der Hilfsunterbeamte Schubert zu Sprottau | — Winterrübſen 93—96 Thlr. — NRüböl loco 14 Thlr. bez., Juni, 
definitio zum Boten und Exekutor. — Verſetzt: Der Kreisrichter Meiſcheider] Juni⸗Juli und Juli⸗Aug. 14137 Thlr. bez., Aug.⸗Septbr. 14% Thlr. 
zu Liegnitz an das Kreisgericht zu Glogau. Der Gerichts⸗Aſſeſſor Contenius | Br., 14 Thlr. Gld., Septhr.⸗Oktbr. 14%, 14% Thlr. bez., Oktbr.⸗Novbr. 
zu Glogau in das Departement des Appellationsgerichts zu Poſen behufs] und Nov. Dezbr. 14, Thlr. bez. — Leindl loco 13%, Thlr. — 
Verwaltung einer Richterſtelle. Der Büreau⸗Aſſiſtent Puls zu Sagan an] Spiritus ioco ohne Faß 19%, Thlr. bez., Juni, Juni⸗Juli und Juli⸗Aug. 
das Kreisgericht zu Görlitz. Der Büreau⸗Aſſiſtent Schmidt zu Rothenburg 
an das Kreisgericht zu Sagan. Der Büreau⸗Diätar Fladner zu Görlitz an . 
das Kreisgericht zu Rothenburg. Der Bote und Exekutor Radfhikli zu] Gld., % Thlr. Br., Okebr. 
Muskau als Bote und Gefangenwärter an die Gerichts⸗Kommiſſion zu Brie: | Br., Nov.⸗Dezbr. 18—17 % Thlr. bez. 
bus. Der Hilfsunterbeamte Hocke zu Priebus an die Gerichts⸗Kommiſſion 0 
zu Muskau. — Ausgeſchieden: Die Appellationsgerichts⸗Referendarien Lühe] Termine feſt eröffnend, gaben beſonders den laufenden Monat unter ſtarkem 
zu Liegnitz und Pütter zu Görlitz behufs ihres Uebertritts in das Departe- | Angebot merklich nach, andere Sichten ebenfalls durch Realifationen erheb⸗ 


ungern geſehen, daß in der Adreſſe der Biſchöfe die auf den Kaiſer g ; Eur nn. ; 5 5 durch A 
100 bezügliche freundliche Phraſe weggeblieben ſei. Noch freundlicher und e Den ae ah at a Abt die 855 e ee 
0 liebevoller iſt die Meldung an die Kaiferin. Breslauer Sternwarte. i liger abgegeben, ſpätere matt gehalten und gegen geitern wenig verändert 
| Wie der „Independance beige” geſchrieben wird, beſtätigt es fi |24. Juni 10 U. Adds. ] 27 7,65 | +86 W. 2. Trübe. ud ig eröffnete zu den geſtrigen . einſetzend, 
vollkommen, daß die ſpaniſchen Biſchoͤfe dem heiligen Vater Vorſtellun⸗ 25. Juni 6 U. Morg.] 27 7,68 | +8,6 W. 1. Ueberwölkt. 77 75 it ken 9 15 0 Won e erlaſſen und ſchließl 


* gen zur Verſöhnlichkeit gemacht haben. Die Merode'ſche Partei ſoll 

19 über dieſe Rathſchläge ſehr entrüſtet ſein. — Man will hier mit Be⸗ 

fiimmtheit wiſſen, daß Herr v. Lavalette der roͤmiſchen Curie die An⸗ 

zeige gemacht hat, die kaiſerliche Regierung habe beſchloſſen, die fran- 
zöſiſche Occupation auf die Stadt Rom zu beſchränken; dieſe Maßregel 
würde in Kurzem bereits zur Ausführung kommen. — In Empoli iſt 
der Abgeordnete Profeſſor Giuſeppe Montanelli geſtorben. Er war 
einer der Triumvirn in der toscaniſchen Revolution und 1848 als 
Commandant der Studenten bei Curtatone in öſterreichiſche Gefangen⸗ 
ſchaft gerathen. 


Dee eee 1 Börſendrachrichten, ch den Breslan, 28. Juni. Wind: Weit, Wetter: regnicht. Thermometer 

. Haltung ziemlich belebt] Selb 9 Wärme. Der Waſſerſtand der Oder iſt 4 Zoll gejallen. Getreide 
auf 68, 50, hob ſich bis 68, 60 und ſchloß in feſter Haltung ziemlich belebt | war nur vereinzelt zur Complettirung von Schiffsladungen gefragt; im Al: 
zur Notiz. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 92 eingetroffen. — gemeinen zeigte ſich ruhigere Stimmun gefragt; 
Schluß⸗Courſe: Zproz. Rente 68, 50, 4 proz. Rente 96, 65. Zproz. Weizen ſchwach behauptet; pr 85pfd weißer 75—87 Sgr., gelber 75— 
Spanier 49. Iproz. Spanier 44. Silber⸗Anleihe —. Oeſterr. Staats⸗ 86 Sgr. — Roggen gut preishaltend; pr Sapfd 84— 87 vr BODEN S 
Eiſenbahn⸗Attien 515. Credit mobilier⸗Aktien 857. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien. — Gerſte ſtilles Geſchäſt; pr. 70pfb. 4040 Sgr. — Hafer ſeſt; — 
Sr ee BL unbe chm 1 3 Uhr. Silber 61%. Wetter ſchön. — 50pfd, ſchleſiſcher 25% —27 Sgr. — Erbſen ohne Frage. — Wicken ges 
Gonjols 91%, irres. Spanier 44%. Meritaner 28%. Sardinier 8134, | ſchültslaaz e an ruhig. — Delfaaten bei beschränkten Offerten 
Spez. Mufien 1 1 5 . e 0074.  Samburp 3 Monat is Mr. 8 oe vodene Waare ſogar über Notiz bezahlt. — Schlaglein wenig 

r. 


ö 4 . Sch., Wien 12 Fl. 95 Kr. 
f N N rankrei ch. . We, 24. Juni, Mittags 12 Uhr 30 Min. Günſtigere Stimmung. Sge pt. Schl. Sgr. pr. Säf. | 
1 Paris, 22. Juni. [Die Beſorgniſſe wegen Mexico's sprz. Metallig. 70, 40. 4 prz. Met. 63, —. Bankaktien 831. Nordbahn Weißer Weizen... 72—80—88 Erbſen .. 45—50—55 
1 ſteigen. — Die Conventionen mit Spanien. — Verſtär⸗ 205, — ISder Looſe 93, —. National⸗Anleihe 82, 60, Staate⸗Eiſenb.⸗[ Gelber Weizen ..... 72—80—87 Wide. .. 33—37—40 
| kung des americaniſchen Geſchwaders. — Ernte] Alle Welt Aktien⸗Cert. 256, 50. Creditaktien 217, 80. London 127, 90. Hamburg Geringer u. blauſpitziger 64—70—75 For Pr. a o h Brutta, 
0 die D eſpannt ſche die Regleruag aus Meſieo bie 95, 25. Paris 50, 60. Gold —, —. Silber — —., Eliſabetbahn 160, —. ee FE EN RL 53—58—61 Schlagleinſaat .. 160—185—210 
iſt auf die Depeſchen geſpannt, welche die Regierung * Lomb. Gitenbahn 286, —. Neue Looſe 133, 50. 1860er Looſe 92, 90, Gerſteee . . 8840-43 Winterraps — 


Frankfurt a. M., 24. Juni, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Günſtigere Hafer 23—25—28 Winterrübſen . 200 —224—242 
Stimmung für öfterreichifche Effekten. Vollbezahlte neue Ruſſen 90%.| Kleeſgat, rothe gut beachtet, 6—9—10—11—12 Thlr., weiße 6—9 
— Schluß⸗Courſe: Ludwigsbafen⸗Berbach 165. Wiener Wechſel 92. bis 13—15—16 Thlr. 

Darmſt. Bank⸗Aktien 218, Darmſt. Zettelbank 248. 5proz. Metall. 53%. Kartoffeln pr. Sack a 150 Pfd. netto 22— 25 Sgr. 

4 proz. Met. 47%. 1854er Looſe 714. Seher. Ben ae 62%, Vor der Börſe. 

Jeſterr⸗ Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Altien 237, Oeſterreich, Bank⸗Antheile 760. Rohes Rübbl feſt, pr. Ctr. loco und Termine 14 Thlr. — Spiritus 
Oeſterr. Eredit⸗Aktien 199. Neueſte öſterr. Anleihe 72%. Oeſterr. Glifaber pr. 100 Quart à 80 % Tralles loco 18% Thlr., Herbſt 18% Thlr. 


Hamburg, 24. Juni, Nach m. 2 uhr 30 N. Feſt bei mäßigem Geſchäftf.“ Poſen, 24. Juni. Wetter: Regen. Roggen: unverändert. Get, 50 
Schtutß⸗Courſe: National⸗Anleihe 63%. Oeſterreich. Credit⸗Aktien 84, | Wispel. Loco per d. Monat 44% bez. u. Gld., „ Br., Juni⸗Juli 44% — 4 
Vereinsbank 101%. Nordbeutſche Bank 94%. Aheiniſche 91. Nordbahn bez. u. Gl., Juli⸗Auguſt do., Auguſt⸗September 44% bez. u. Gld., Sep⸗ 
61%. Disconto 4½— 4. Wien 97, 62. Petersburg 30. tember⸗Oktober 44% Gld., % Br., Oetober⸗November 44 Gld., 4 Br. 

Hamburg, 24. Juni, [Getreidemarkt.] Weizen 1000 feſt, ab aus: Spiritus: flau. Gef. 27,000 Ort. Loco per d. Monat 18%,—% Br., 
wärts hoch gehalten. Roggen loco feſt, ab Königsberg pr. Juli⸗Auguſt] 18 Gld., Juli 18 bez. u. Br., Auguſt 18% Br., September do., Oktober 
83—84 bezahlt. Oel loco 29 — ) pr. Ott. 28 — , Kaffee eiwas feſter, 17% Br., Novbr. 17 Br. Hartwig Kantorowicz Söhne. 


14 —̃ V—(— 
Liverpool, 24. Juni. [Baumwolle.] 20,000 Ballen Umſatz. — Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein in Breslau. 
Middling Orleans 14½ 147. Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


halten haben foll, und verlangt, ihren thatfähhlihen Inhalt im „Mo: 
niteur“ zu leſen. Aber das amtliche Blatt weiſt dieſe Erwartun⸗ 
gen heute mit folgender Note zurück; „Das Journal „Opi⸗ 
nion Nationale“ ſcheint zu glauben, daß der Bericht des 
Generals de Lorencez in Paris angelangt ſei, und fordert gewiſ—⸗ 
ſermaßen vom „Moniteur“ die Veröffentlichung dieſes Berichtes. 
Wir ſind zu der Erklärung ermächtigt, daß der Bericht des Generals 
de Lorencez der Regierung nicht zugekommen iſt. Die von Vera⸗ 
Cruz erwarteten Depeſchen werden wahrſcheinlich erſt am Schluſſe des 
Monats in Paris eintreffen.“ — Die „Patrie“ müht ſich in einer ſehr 
bedenklichen Weiſe damit ab, zu zeigen, daß die Lage des Generals 
Lorencez durchaus nicht gefährdet ſein könne. Das klingt ganz ſo, 
als habe die Regierung Urſache, ſehr beſorgt zu ſein. — Sonſt haben 
wir heute zu dieſer mexicaniſchen Hiſtorie nichts zu melden, als daß 

Herr Thiers die Expedition den ſchlimmſten Fehler nennt, den Napo⸗ 


